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HeimG § 14; BAT § 10; BGB §§ 134, 138,
1896 Abs. 2, 1897 Abs. 3
Zuwendungen von Todes wegen an Mitar-
beiter ambulanter Pflegedienste; Vorsorge-
vollmacht zugunsten einer Pflegeperson

I. Sachverhalt
Eine pflegebedürftige, von Mitarbeitern eines ambulanten
Pflegedienstes versorgte Beteiligte möchte ein Testament
beurkunden lassen, in dem sie auch Verfügungen zugunsten
des Pflegedienstes bzw. von Mitarbeitern des Pflegediens-
tes trifft. Außerdem erwägt sie, einer Mitarbeiterin des Pfle-
gedienstes eine Vorsorgevollmacht zu erteilen. 

II. Frage
1. Sind Zuwendungen von Todes wegen an einen ambu-
lanten Pflegedienst bzw. an dessen Mitarbeiter nach § 14
HeimG oder aus einem sonstigen Grund unwirksam?

2. Kann ein Pflegebedürftiger einem Mitarbeiter eines am-
bulanten Pflegedienstes eine Vorsorgevollmacht erteilen?

III. Zur Rechtslage
1. Wirksamkeit der Erbeinsetzung bzw. sonstiger Zu-
wendungen
a) Verbot von Zuwendungen an Heimträger und Heim-
mitarbeiter (§ 14 HeimG)
aa) Nach § 14 Abs. 1 HeimG (in der Fassung der Bekannt-
machung vom 5.11.2001, BGBl. I, S. 2970) ist es dem
Heimträger untersagt, sich von Bewohnern oder Bewer-
bern um einen Heimplatz Geld- oder geldwerte Leistungen
über das nach § 5 HeimG vereinbarte Entgelt hinaus ver-
sprechen oder gewähren zu lassen. Nach § 14 Abs. 5 HeimG
ist es ferner der Leitung, den Beschäftigten oder sonstigen
Mitarbeitern des Heims untersagt, sich von oder zugunsten
von Bewohnerinnen und Bewohnern neben der vom Träger
erbrachten Vergütung Geld- oder geldwerte Leistungen für
die Erfüllung der Pflichten aus dem Heimvertrag verspre-
chen oder gewähren zu lassen (sofern es sich nicht nur um
geringwertige Aufmerksamkeiten handelt). 

§ 14 HeimG wird nach überaus herrschender Auffassung
als Verbotsgesetz i. S. v. § 134 BGB angesehen, so dass ein
Rechtsgeschäft, das den Tatbestand erfüllt, nichtig ist (vgl.
nur BayObLGZ 1991, 251 = DNotZ 1992, 258 = NJW
1992, 55 m. w. N.). Dabei ist mittlerweile anerkannt, dass
§ 14 HeimG nicht nur lebzeitige Zuwendungen erfasst, son-
dern auch Zuwendungen durch Verfügungen von Todes we-
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gen. Dabei wird bei testamentarischen Zuwendungen zu
Gunsten des Heimträgers oder eines Heimmitarbeiters we-
gen der Formulierung „gewähren lassen“ zusätzlich erfor-
dert wird, dass sich der Eintritt des Vermögensvorteils auf
ein Einvernehmen zwischen dem Testierenden und dem Be-
dachten gründet (vgl. nur BayObLGZ 1991, 251 = DNotZ
1992, 258 = NJW 1992, 55; BayObLGZ 2004, 162 = DNo-
tI-Report 2004, 147 = NJW-RR 2004, 1591 = Rpfleger
2004, 699; KG DNotI-Report 1998, 142 = NJW-RR 1999,
2 = Rpfleger 1998, 428 = ZNotP 1998, 502; Gutachten 
DNotI-Report 1997, 173). 

Schutzzweck des § 14 HeimG ist es, eine unterschiedliche,
sachlich nicht gerechtfertigte Behandlung der Heimbewoh-
ner zu verhindern (Schutz des Heimfriedens), die Bewoh-
ner vor finanzieller Ausnutzung oder Benachteiligung, ins-
besondere durch die nochmalige Abgeltung einer Leistung
des Trägers, zu schützen sowie die Testierfreiheit der Be-
wohner zu sichern (vgl. BT-Drs. 11/5120, S. 17 f.; zur Ver-
fassungsmäßigkeit des Verbotes vgl. BVerfG DNotI-Report
1998, 176). 

bb) § 14 Abs. 1 und Abs. 5 HeimG schützen nur den „Heim-
bewohner“ oder „Heimbewerber“, d. h. denjenigen, der in
ein Heim i. S. v. § 1 HeimG aufgenommen ist bzw. aufge-
nommen werden will. Adressat des Verbots ist im Falle des
§ 14 Abs. 1 HeimG ferner nur der Heimträger, bzw. im Fal-
le des § 14 Abs. 5 HeimG der Leiter, ein Beschäftigter oder
sonstiger Mitarbeiter eines Heimes i. S. v. § 1 HeimG. 

Im vorliegenden Sachverhalt ist die Betroffene aber nicht
Heimbewohner, sondern wird i. R. ambulanter Pflege ver-
sorgt. Es steht daher nicht die direkte Anwendung des § 14
Abs. 1 HeimG in Frage, sondern ggf. nur die analoge.

b) Analoge Anwendung von § 14 HeimG
aa) Die Rechtsprechung hat in den letzten Jahren mehrfach
eine analoge Anwendung des § 14 Abs. 1 oder Abs. 5
HeimG auf sog. „Umgehungstatbestände“ befürwortet,
wenn anstelle des Verbotsadressaten eine diesem nahe ste-
hende natürliche oder mit ihm verbundene juristische
Person begünstigt wurde und sich die Zuwendung – wenn
auch über den Umweg eines Dritten – als Zuwendung an
den Verbotsadressaten selbst darstellte (vgl. OLG Düssel-
dorf FamRZ 1998, 192 = MittBayNot 1998, 264 = ZNotP
1998, 31: Erbeinsetzung der Kinder des Heimleiters als
Nacherben; BayObLGZ 2000, 36 = MittBayNot 2000, 453
= NJW 2000, 1875 = Rpfleger 2000, 274: Erbeinsetzung
des geschäftsführenden Alleingesellschafters der GmbH, in
deren Pflegeheim der Erblasser untergebracht war, sowie
Ersatzerbeinsetzung von dessen Ehefrau; BayObLG
FamRZ 2001, 1170 = FGPrax 2000, 246 = NJW-RR 2001,
295: Erbeinsetzung eines Familienangehörigen der Gesell-
schafter, der Geschäftsführerin und des Heimleiters eines
Heimes, das in Rechtsform der GmbH betrieben wird; OLG
Frankfurt/Main DNotZ 2001, 716 = NJW 2001, 1504 =
ZEV 2001, 364: Erbeinsetzung der Ehefrau eines Heimmit-
arbeiters; wirksam ist hingegen eine Zuwendung an einen
Dritten unter der Auflage, den Nachlass nach freiem Ermes-
sen für soziale und karitative Maßnahmen zu verwenden,
die vor allem älteren Bürgern zugute kommen, wie z. B.
Verbesserung der Einrichtung und Ausstattung der Alten-
heime in einer bestimmten Stadt: BayObLGZ 2000, 48 =
DNotI-Report 2000, 106 = FGPrax 2000, 119 = MittBay-
Not 2000, 447 m. Anm. Rossak = NJW 2000, 1959). 

bb) Dagegen hat die Rechtsprechung bislang eine analoge
Anwendung auf Sachverhalte, die der Heimsituation ver-
meintlich vergleichbar sein sollen, abgelehnt. So wurde
eine letztwillige Zuwendung an einen ambulanten Pflege-
dienst, der den Behinderten zu Hause versorgt, nicht ent-
sprechend § 14 HeimG für unwirksam erachtet (OLG
Düsseldorf FamRZ 2001, 1564 = NJW 2001, 2338 = ZEV
2001, 366; LG Bonn MDR 1999, 809 = MittRhNotK 1999,
348 = NJW 1999, 2977; a. A. allerdings Niemann, ZEV
1998, 419). Gleiches gilt für Zuwendungen des behinderten
Betreuten an seinen zivilrechtlichen Betreuer i. S. der 
§§ 1896 ff. BGB (BayObLGZ 1998, 374 = DNotI-Report
1998, 82 = NJW 1998, 2369; LG Hamburg DNotI-Report
2000, 86; Rossak, MittBayNot 1998, 407; G. Müller, ZEV
1998, 219) oder für Zuwendungen des Vollmachtgebers an
seinen Vorsorgebevollmächtigten (vgl. BayObLG DNotZ
2003, 439 = FGPrax 2003, 34 = Rpfleger 2003, 130). 

Für die Richtigkeit dieser Auffassung spricht vor allem,
dass es in diesen Beispielsfällen an der für eine Analogie er-
forderlichen generellen Rechtsähnlichkeit der Sachver-
halte fehlt, da die Lebenssituation eines ambulant Versorg-
ten/Betreuten oder Vollmachtgebers nicht ohne weiteres mit
der besonders eingeschränkten Lebenssituation eines statio-
när untergebrachten Heimbewohners (und dessen Abhän-
gigkeit gegenüber dem Heim) verglichen werden kann. 

Im Übrigen ist zu berücksichtigen, dass der Gesetzgeber im
Zusammenhang mit der Änderung des Betreuungsrechts
zum 1.1.1999 die Problematik gesehen und im Hinblick auf
beruflich tätige Betreuer (und sonstige berufliche Vermö-
gensverwalter) diskutiert hat, inwieweit eine an § 14 Abs. 5
HeimG angelehnte Bestimmung notwendig oder geeignet
ist, um Missbräuche zu vermeiden. Eine dahin gehende Ge-
setzesänderung wurde aber mangels Notwendigkeit aus-
drücklich abgelehnt (BT-Drs. 13/7158, S. 43, 54 f.). 

cc) Somit dürfte u. E. für den vorliegenden Fall davon aus-
gegangen werden können, dass § 14 Abs. 1 und 5 HeimG
nicht analog auf die Erbeinsetzung des ambulanten Pflege-
dienstes oder dessen Mitarbeiter Anwendung finden kann. 

c) Sonstige Unwirksamkeitsgründe (insbes. § 138
BGB)
Die fehlende Anwendbarkeit des § 14 Abs. 1 oder Abs. 5
HeimG bedeutet aber nicht ohne weiteres, dass die Erbein-
setzung des ambulanten Pflegedienstes bzw. seiner Mitar-
beiter auf jeden Fall wirksam wäre. Scheiden andere Be-
günstigungsverbote (wie z. B. die – nicht zur Unwirksam-
keit führenden – Annahmeverbote in § 10 BAT oder im Be-
amtenrecht – vgl. BGHZ 143, 283 = DNotI-Report 2000,
62 = NJW 2000, 1186) wie im vorliegenden Fall aus, kön-
nen sich Wirksamkeitsbedenken gegen letztwillige Zuwen-
dungen im Hinblick auf die fehlende Geschäfts- oder Tes-
tierfähigkeit des Erblassers oder eine evtl. Sittenwidrig-
keit nach § 138 BGB ergeben. 

Bereits das BayObLG hat in seiner o. g. Entscheidung, in
der es eine analoge Anwendung des § 14 Abs. 5 HeimG auf
den zivilrechtlichen Betreuer abgelehnt hat, darauf hinge-
wiesen, dass die Zuwendung im Einzelfall sittenwidrig sein
könne, wenn der Betreuer seine Stellung dazu miss-
braucht habe, die Entscheidungsfreiheit des Betreuten
zu beeinträchtigen (vgl. dazu auch G. Müller, ZEV 1998,
219, 223). 
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Ein „Negativbeispiel“ stellt in diesem Zusammenhang bei-
spielsweise die Entscheidung des OLG Braunschweig
(FamRZ 2000, 1189) dar, in der der Betreuer die an seniler
Demenz erkrankte Erblasserin innerhalb von nur drei Wo-
chen nach seiner Bestellung dazu gebracht hatte, ihr erheb-
liches Vermögen dem Betreuer, dessen Ehefrau und Kind
testamentarisch zuzuwenden, obwohl sie die Familie des
Betreuers nie zu Gesicht bekommen hatte. Das Vorhanden-
sein gesetzlicher Erben (Nichte des verstorbenen Mannes)
kam bei der Testamentsbeurkundung nicht zur Sprache. Aus
diesen Umständen leitete das OLG die Sittenwidrigkeit des
Testaments her, wobei es daneben auch Testierunfähigkeit
bejahte. Dieses Beispiel zeigt, dass eine übermäßige Wil-
lensbeeinflussung durch den Bedachten sowohl zur
Annahme der Testierunfähigkeit als auch zur Annahme der
Sittenwidrigkeit führen kann. 

Bei der Beurkundung letztwilliger Verfügungen zugunsten
des (v. a. familienfremden) Betreuers oder einer Pflegeper-
son wird es sich daher empfehlen, auf die Wahrung der Ent-
schließungsfreiheit des Erblassers besondere Rücksicht zu
nehmen, z. B. dadurch, dass ihm im Vorfeld besondere
Überlegungszeit gewährt wird bzw. die Vorgespräche und
die Beurkundung selbst nicht im Beisein des Begünstig-
ten und damit ohne Beeinflussungsmöglichkeit von dessen
Seiten erfolgen. 

2. Vollmacht zugunsten des Pflegedienstes bzw. der
Pflegeperson
Zur Frage, ob die zugunsten eines ambulanten Pflegediens-
tes bzw. deren Mitarbeiter erteilte Vorsorgevollmacht un-
wirksam ist oder nicht, liegt bislang unserer Kenntnis nach
weder Rechtsprechung noch einschlägige Literatur vor. 

a) Exkurs: Verbot der Bestellung eines Heimmitarbei-
ters zum Betreuer (§ 1897 Abs. 3 BGB)
aa) Das Problem einer möglichen Interessenkollision ist
hinsichtlich der Frage der Bestellung eines Heimmitar-
beiters zum Betreuer dahingehend gelöst, dass derjenige
nicht zum Betreuer bestellt werden darf, der zu einer An-
stalt, einem Heim oder einer sonstigen Einrichtung, in wel-
cher der Volljährige untergebracht ist oder wohnt, in einem
Abhängigkeitsverhältnis oder in einer anderen engen Be-
ziehung steht (§ 1897 Abs. 3 BGB). Zweck der Vorschrift
ist die Vermeidung von Interessenkonflikten und Belastun-
gen des Vertrauensverhältnisses zwischen Betreuer und Be-
treutem durch Zweifel an der Unvoreingenommenheit des
Betreuers (BT-Drs. 11/4528, S. 126). Solche Konfliktsitua-
tionen können insbesondere dann entstehen, wenn ein Auf-
enthaltswechsel des Betreuten in Betracht kommt oder
wenn Rechte des Betreuten gegenüber der Einrichtung
durchzusetzen sind (vgl. Palandt/Diederichsen, BGB, 64.
Aufl. 2005, § 1897 Rn. 12; Bamberger/Roth/Müller, BGB,
2003, § 1897 Rn. 10). 

Klassischer Anwendungsfall des § 1897 Abs. 3 BGB ist ein
Heim i. S. d. HeimG, in dem der Betroffene untergebracht
ist. Neben Heimen und Anstalten werden aber auch sonsti-
ge Einrichtungen von der Vorschrift erfasst, d. h. auch sons-
tige Institutionen, die einen vom einzelnen Betreuten unab-
hängigen Bestand von Sach- und Personalmitteln unterhal-
ten. Die Vorschrift ist damit weit auszulegen und gilt für die
verschiedensten Heim- und Wohnformen der neueren
Zeit (vgl. Bamberger/Roth/Müller, § 1897 Rn. 11). 

bb) Handelt es sich aber wie im vorliegenden Fall um rein
häusliche Pflege, d. h. wird der Betroffene zu Hause in sei-
nem Wohnraum von einem ambulanten Pflegedienst ver-

sorgt, so liegt weder eine „Einrichtung“ vor, noch ist der
Betroffene im eben dargelegten Sinne „untergebracht“.
§ 1897 Abs. 3 BGB findet damit keine Anwendung auf Mit-
arbeiter (oder den Inhaber) eines ambulanten Pflegediens-
tes, auch wenn der Betroffene von diesen versorgt wird und
hier gleichwohl Interessenskonflikte entstehen können wie
in den oben genannten Fällen. 

cc) Die Nichtanwendung des § 1897 Abs. 3 BGB bedeutet
unseres Erachtens jedoch nicht, dass der Inhaber oder Mit-
arbeiter des ambulanten Pflegedienstes, der den Betroffe-
nen versorgt, ohne weiteres zum Betreuer bestellt werden
könnte. Voraussetzung für die Betreuerbestellung ist näm-
lich immer die Eignung der betreffenden Person (vgl.
§ 1897 Abs. 1 BGB), die zu verneinen sein kann, wenn kon-
krete Interessenskonflikte absehbar sind (vgl. Bamber-
ger/Roth/Müller, § 1897 Rn. 14 m. w. N.). Anders als im
Falle des § 1897 Abs. 3 BGB, der zwingender Natur ist, be-
deutet dies allerdings eine Einzelfallprüfung des Vor-
mundschaftsgerichts, bei der die Betreuerbestellung der
Pflegeperson nicht von vornherein ausgeschlossen ist. 

b) Vorsorgevollmacht – Überwachungsbetreuer
aa) Im Hinblick auf den Vorsorgebevollmächtigten ist
das Gesetz noch „großzügiger“. Denn § 1896 Abs. 2 Satz 2
BGB bestimmt, dass die Betreuung nicht erforderlich ist,
soweit die Angelegenheiten des Volljährigen durch einen
Bevollmächtigten, der nicht zu den in § 1897 Abs. 3 BGB
bezeichneten Personen gehört, ebenso gut wie durch ei-
nen Betreuer besorgt werden können. Durch die Bezugnah-
me auf die in § 1897 Abs. 3 BGB bezeichneten Personen
nimmt § 1896 Abs. 2 Satz 2 BGB Vollmachten zugunsten
dieses Personenkreises aus dem Subsidiaritätsverhältnis ge-
genüber der Betreuung aus. Solche Vollmachten sind damit
nicht – wie ursprünglich zum Teil vertreten wurde – als
Umgehung von § 1897 Abs. 3 BGB gem. § 134 BGB nich-
tig (vgl. Palandt/Diederichsen, vor § 1896 BGB Rn. 7), son-
dern die Vormundschaftsgerichte sollen in diesen Fällen le-
diglich Gelegenheit haben, die Erforderlichkeit der Betreu-
erbestellung anhand der besonderen Umstände des Ein-
zelfalles individuell und unabhängig von gesetzlichen
Regelvorgaben zu prüfen (BT-Drs. 13/7158, S. 33; vgl.
dazu auch Bamberger/Roth/Müller, § 1896 Rn. 18). 

Dies bedeutet, dass Vorsorgevollmachten zugunsten von
Mitarbeitern eines Heims, in dem der Betroffene unterge-
bracht ist, nicht nichtig sind. Sie machen aber auch nicht
ohne weiteres die Bestellung eines Betreuers i. S. d.
§§ 1896 ff. BGB entbehrlich, wie dies für Vollmachten zu-
gunsten anderer Personen entsprechend dem gesetzlichen
Nachranggrundsatz der Betreuung gegenüber der Vorsorge-
vollmacht gilt (§ 1896 Abs. 2 S. 2 BGB). 

Hinsichtlich von Vollmachten zugunsten von Mitarbei-
tern bzw. dem Inhaber eines ambulanten Pflegedienstes,
der den Betroffenen versorgt, enthält das Gesetz demgemäß
keine Regelung (zumal der in Bezug genommene § 1897
Abs. 3 BGB nur bei heimmäßiger Versorgung des Betroffe-
nen gilt; vgl. oben). Sie sind also grundsätzlich zulässig
und wirksam wie anderen Personen erteilte Vorsorgevoll-
machten auch.

Das Vormundschaftsgericht hat aber ggf. zu prüfen, ob auf-
grund der erteilten Vorsorgevollmacht die Angelegenheiten
des Betroffenen entsprechend § 1896 Abs. 2 Satz 2 BGB
ebenso gut erledigt werden können, wie durch einen Be-
treuer. Dies ist z. B. dann nicht der Fall, wenn Zweifel an
der wirksamen Erteilung der Vollmacht bestehen (etwa in-
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folge möglicher Geschäftsunfähigkeit des Vollmachtge-
bers) oder wenn der konkrete Verdacht des Missbrauchs der
Vollmacht gegeben ist (vgl. BayObLGZ 2003, 106 =
FamRZ 2003, 1219  = Rpfleger 2003, 424). 

bb) Sofern keine konkreten Verdachtsmomente bestehen,
aber Interessenkollisionen vorliegen und die Überwachung
des Bevollmächtigten konkret erforderlich erscheint, käme
ggf. die Bestellung eines Vollmachtsüberwachungsbe-
treuers gem. § 1896 Abs. 3 BGB in Frage (vgl. dazu auch
BayObLG DNotI-Report 2005, 134 f.). 

3. Ergebnis
§ 14 HeimG, wonach es unwirksam ist, wenn der Heimträ-
ger oder Heimmitarbeiter sich von Heimbewohnern Geld
oder geldwerte Leistungen über das Heimentgelt hinaus
versprechen oder gewähren lassen, ist auf einen ambulan-
ten Pflegedienst nach h. A. weder direkt noch entspre-
chend anwendbar. (Eine analoge Anwendung erfolgt hin-
gegen bei Einsetzung einer einem Heimmitarbeiter naheste-
henden Person.) Vorliegend käme daher eine Unwirksam-
keit der Erbeinsetzung lediglich bei sittenwidriger Beein-
trächtigung der Entscheidungsfreiheit der Erblasserin oder
bei Testierunfähigkeit in Betracht. 

Auch die Bevollmächtigung von Mitarbeitern eines ambu-
lanten Pflegedienstes ist nicht o. w. ausgeschlossen; insbe-
sondere gilt das Verbot des § 1897 Abs. 3 BGB nur für die
Betreuerbestellung. Wegen möglicher Interessenkonflikte
wird das Vormundschaftsgericht aber ggf. prüfen, ob trotz
Vollmachtserteilung die Bestellung eines Betreuers erfor-
derlich ist, wobei evtl. auch (nur) die Bestellung eines Voll-
machtsüberwachungsbetreuers nach § 1896 Abs. 3 BGB
in Frage kommen kann.

RHeimStG § 17; BGB §§ 1163, 1191
Neuvalutierung einer Grundschuld bei frü-
herer Reichsheimstätte 

I. Sachverhalt und Frage
Kann eine Grundschuld, die mit Zustimmung des Heimstät-
tenausgebers eingetragen wurde und bei der in Abteilung II
noch der Reichsheimstättenvermerk eingetragen ist, nach
von Amts wegen erfolgter Löschung des Vermerks neu va-
lutiert werden? 

II. Zur Rechtslage
Die Rechtsfrage ist – soweit ersichtlich – bislang weder in
Rechtsprechung noch in Literatur ausdrücklich erörtert
worden. Die Rechtslage ist daher unsicher.

1. Aufhebung des Reichsheimstättengesetzes und
Überleitungsvorschriften
Mit Gesetz vom 17.6.1993 wurde das RHeimStG aufgeho-
ben (BGBl. Teil I, 1993, 912). Die entsprechende Über-
gangsregelung enthält Art. 6 dieses Gesetzes. Für bei In-
krafttreten dieses Gesetzes im Grundbuch der Reichsheim-
stätte eingetragene Hypotheken und Grundschulden besagt
Art. 6 § 1 Abs. 1 S. 2, dass trotz Aufhebung des Reichs-
heimstättengesetzes im Übrigen dessen § 17 Abs. 2 S. 2
weiterhin Anwendung finde. 

§ 17 Abs. 2 S. 2 RHeimStG lautet: „Die Vorschrift des
§ 1163 des Bürgerlichen Gesetzbuches findet mit der Maß-
gabe Anwendung, dass mit dem Erlöschen der Forderung
auch die Hypothek oder die Grundschuld erlischt.“

Mit § 17 Abs. 2 S. 2 RHeimStG wollte der Gesetzgeber dem
Heimstätter die Heimstätte erhalten. Die Notwendigkeit,
dass der Ausgeber der Belastung zustimmen muss, sollte
die Eintragung von nicht tragbaren Lasten verhindern, dien-
te also zum Besten des Heimstätters (vgl. Hornung, Rpfle-
ger 1994, 277, 279). Demgemäß bedurfte die Eintragung
von Hypotheken oder Grundschulden in anderer Form als
der einer unkündbaren Tilgungsschuld einer behördlichen
Genehmigung. Mit Erlöschen der Forderung erlosch auch
die zugrunde liegende Hypothek oder Grundschuld; eine
Eigentümergrundschuld gelangte nicht zur Entstehung
(Wormit/Ehrenforth, RHeimStG, 4. Aufl. 1967, § 17 Anm.
1). 

2. Belastung der Heimstätte mit Tilgungsschulden oder
„normalen“ Sicherungsgrundschulden
Soweit in der Literatur ersichtlich, war im Geltungsbereich
des alten § 17 RHeimStG anerkannt, dass Grundpfandrech-
te im Grundbuch der Reichsheimstätte auch dann eingetra-
gen werden konnten, wenn die Voraussetzungen des § 17
Abs. 2 RHeimStG für sog. „Tilgungsschulden“ im Einzel-
nen nicht gegeben waren. 

Begründet wurde diese Auffassung im Wesentlichen mit
dem Wortlaut des § 17 Abs. 2 S. 1 Hs. 2, wonach „Abwei-
chungen“ möglich waren (OLG Hamm, Rpfleger 1995, 501
= MittRhNotK 1996, 52, 53; Knees, Rpfleger 1995, 502).
Nach Wormit/Ehrenforth (§ 17 Anm. 7) kommt es allein auf
die behördliche Zustimmung nach § 17 Abs. 1 RHeimStG
an. Liege eine solche Zustimmung vor, so beständen nach
Auffassung der vorgenannten Kommentatoren (§ 17 Anm.
7) keine Bedenken dagegen, „dass mit Zustimmung der ge-
nannten Stelle dem Heimstätter von einem Dritten (Kredit-
institut usw.) ein laufender Kredit, der nicht als unkündba-
re Tilgungsschuld anzusehen ist, eingeräumt und zu dessen
Sicherung eine Sicherungsgrundschuld eingetragen wird“. 

Ebenso könne (§ 17 Anm. 7) „auch zunächst ein bestimm-
ter Festkredit (Festdarlehen) gewährt werden, der durch die
Sicherungsgrundschuld gesichert wird und nach dessen
Rückzahlung ein neues Darlehen von dem Grundschuld-
gläubiger gegeben werden, zu dessen Sicherung die gleiche
Grundschuld dient, die also nicht neu bestellt zu werden
braucht, da es sich um eine Sicherungsgrundschuld handelt,
die für alle Forderungen des Grundschuldgläubigers gegen
den Grundschuldschuldner haftet.“

Ähnlicher Auffassung ist Knees. In seiner Anmerkung zu der
Entscheidung des OLG Hamm vom 22.6.1995 (Rpfleger
1995, 502) führt er u. a. aus, dass „von der Möglichkeit der
Belastung von Reichsheimstätten mit „normalen“ Siche-
rungsgrundschulden statt mit Tilgungsgrundschulden im
Sinne von § 17 Abs. 2 S. 1 Hs. 1 RHeimStG vor Aufhebung
des RHeimStG sehr häufig Gebrauch gemacht wurde.“

3. Neuvalutierung bei Sicherungsgrundschulden mög-
lich
a) Unter Geltung des RHeimStG
Folgt man diesen Ausführungen, so könnten Grundpfand-
rechte, mit denen die vormalige Reichsheimstätte belastet
wurde, in bestimmten Fällen trotz Begleichung der ihnen
zugrunde liegenden Verbindlichkeiten auch in Zukunft
noch als Kreditsicherheit für weitere Verbindlichkeiten her-
angezogen werden. Voraussetzung ist dabei aber, dass dem
eingetragenen Grundpfandrecht keine „Tilgungsschuld“ im
Sinne des § 17 Abs. 2 S. 1 Hs. 1 RHeimStG zugrunde lag,
sondern dass es sich hierbei vielmehr um „normale“ Siche-
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rungsgrundschulden handelt und dass ihre Eintragung mit
der nach § 17 Abs. 1 RHeimStG notwendigen behördlichen
Zustimmung erfolgt ist.

b) Nach Aufhebung des RHeimStG
Schließt man sich dieser Auffassung an, nach der § 17 Abs.
2 S. 2 RHeimStG grundsätzlich nur für „unkündbare Til-
gungsschulden“, nicht aber für sonstige „zulässige Abwei-
chungen“ im Sinne des § 17 Abs. 2 S. 1 Hs. 2 RHeimStG
gilt, so ändert sich am Fortbestand der von § 17 Abs. 2
RHeimStG nicht erfassten Grundpfandrechte auch nach
Aufhebung des RHeimStG nichts. 

Die Gesetzesbegründung zur Übergangsvorschrift im
Art. 6 § 1 Abs. 1 S. 2 enthält hierzu keine abweichenden
Ausführungen. Vielmehr heißt es dort (BT-Drucks.
12/3977) lediglich: „Art. 6 § 1 Abs. 1 S. 2 sichert, dass die
Tilgung der Hypotheken und Grundschulden, die auf dem
Grundstück, das Reichsheimstätte war, lasten, nach dem
Außerkrafttreten des Reichsheimstättengesetzes weiterhin
zum Erlöschen der Hypothek und der Grundschuld führt.
Eine Gleichbehandlung erscheint zweckmäßig, damit sich
nicht in jedem Fall der Tilgung einer eingetragenen Hypo-
thek oder Grundschuld das Problem stellt, welcher Betrag
noch unter der bisherigen Rechtslage mit der Folge des Er-
löschens des Grundpfandrechts zurückgezahlt wurde, wäh-
rend es ansonsten – ohne die Regelung – für jede künftige
Tilgung bei den allgemeinen Vorschriften über das Entste-
hen einer Eigentümergrundschuld (§ 1163 BGB) verbleiben
würde.“

Wenn hiernach Sinn und Zweck der Übergangsvorschrift
allein eine Gleichbehandlung von allfälligen Tilgungsleis-
tungen auf Grundpfandrechte, die auf einer Reichsheimstät-
te lasteten, war, so würde durch die Aufhebung des Reichs-
heimstättengesetzes bzw. aufgrund der Übergangsvorschrift
der bisherige Rechtszustand für solche Grundpfandrechte
nicht tangiert, die von vornherein nicht in den Anwen-
dungsbereich des § 17 Abs. 2 RHeimStG fielen. Bestand
unter der Geltung des RHeimStG die Möglichkeit, abwei-
chend von § 17 Abs. 2 RHeimStG auch solche Grundpfand-
rechte mit Zustimmung der Behörden im Grundbuch einzu-
tragen, die trotz Rückzahlung der damit gesicherten Ver-
bindlichkeiten nicht erloschen, sondern die vielmehr erneut
valutiert werden konnten, so dürfte Gleiches „erst recht“
auch nach Aufhebung des Reichsheimstättengesetzes gel-
ten. Maßgeblich ist mithin, dass sich die damalige behörd-
liche Zustimmung zur Eintragung der (Sicherungs-) Grund-
schuld auf der Reichsheimstätte auch auf die mit der
Grundschuld einhergehende Zweckbestimmung erstreckte
(Wormit/Ehrenforth, § 17 RHeimStG Anm. 7). 

c) Gegenargument: Fehlen einer Unterscheidung im
Gesetzgebungsverfahren
Andererseits ist darauf hinzuweisen, dass weder dem
Reichsheimstättengesetz noch dem Aufhebungsgesetz und
dessen Regierungsbegründung eine Differenzierung zwi-
schen Sicherungsgrundschulden und Tilgungsgrundschul-
den zu entnehmen ist. So bestimmt § 2 Abs. 3 der Über-
gangsregelung Folgendes: „Ist bei Löschung des Reichs-
heimstättenvermerks aus der Zeit vor Inkrafttreten dieses
Gesetzes eine Hypothek oder Grundschuld im Grundbuch
eingetragen, so ist bei dieser von Amts wegen im Grund-
buch zu vermerken, dass sie weiterhin den Regeln des § 17
Abs. 2 S. 2 des früheren Reichsheimstättengesetzes unter-
liegt.“

Diese Vorschrift zieht somit die grundbuchrechtlichen Kon-
sequenzen aus der Übergangsvorschrift zu § 17 Abs. 2 S. 2
RHeimSt. Durch den vorgesehenen Hinweis im Grund-
buch wird besonders erkennbar, dass die Hypotheken und
Grundschulden im Sinne des § 17 Abs. 2 S. 2 RHeimStG
auch in Zukunft Sonderregeln unterliegen sollen (vgl. OLG
Hamm Rpfleger 1995, 501, 502; BT-Drucks. 12/3977). 

Unter praktischen Gesichtspunkten dürfte der Grundbuch-
vermerk einer Neuvalutierung jedoch entgegen stehen.
Denn der Grundbuchvermerk erfolgt ohne materielle Prü-
fung durch das Grundbuchamt. Der Eigentümer müsste im
Rahmen einer Beschwerde (§ 71 GBO) mit dem Ziel der
Löschung des Vermerkes nachweisen, dass es sich hierbei
um eine Sicherungsgrundschuld handelt, auf die § 17
Abs. 2 S. 2 RHeimStG nicht anwendbar ist (Schöner/Stö-
ber, Grundbuchrecht, 13. Aufl. 2004, Rn. 3908, 3910; a. A.
Knees, Rpfleger 1995, 502). Dann wird verfahrensmäßig
eine Löschung der alten und Neubestellung einer neuen
Grundschuld einfacher sein.

4. Ergebnis
Mangels einschlägiger Rechtsprechung zu der hier aufge-
worfenen Rechtsfrage muss die Rechtslage daher als offen
bezeichnet werden. U. E. sprechen allerdings gute Argu-
mente dafür, bei einer Sicherungsgrundschuld § 17 Abs. 2
RHeimStG nicht anzuwenden, so dass die Grundschuld mit
Rückzahlung der Forderungen nicht erlischt (anders als ei-
ne Tilgungsschuld), sondern neu valutiert werden kann. Si-
cherer für die Beteiligten ist aber eine Neubestellung einer
Grundschuld.

Folgende Gutachten können Sie im Fax-Abruf-Dienst an-
fordern (Telefon 0931/355 76 43 – Funktionsweise und Be-
dienung s. DNotI-Report 2000, 8). Ein Inhaltsverzeichnis
findet sich unter Fax-Abruf-Nr. 1.

Bitte beachten Sie: Unser Fax-Abruf-Dienst ist sprachme-
nügesteuert. Bitte benutzen Sie deshalb nicht die Fax-Ab-
ruf-Funktion an Ihrem Gerät, sondern wählen Sie vorste-
hende Telefonnummer und warten Sie dann auf die Einga-
beaufforderung.

BGB § 925; GBO §§ 3 Abs. 2, 22; BayWG Art. 7, 9 
Künstliche Uferveränderungen eines Gewässers und
Eintragung der Rechtsänderung im Grundbuch; Not-
wendigkeit einer Auflassung
Fax-Abruf-Nr.: 11401

BGB § 1638
Ausschluss eines Elternteils von der Vermögenssorge
und von der Geltendmachung des Pflichtteilsanspruchs
durch Erblasseranordnung
Fax-Abruf-Nr.: 12121

BauGB §§ 19, 244
Übergangsvorschrift zum Wegfall des Genehmigungs-
erfordernisses für Grundstücksteilungen 
Fax-Abruf-Nr.: 11402

Gutachten im Fax-Abruf
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BGB §§ 709, 714
Selbstorganschaft bei Personengesellschaften: Gesell-
schaftsvertragliche Ermächtigung an Geschäftsführer,
die Geschäftsführung durch einen Dritten ausüben zu
lassen
Fax-Abruf-Nr.: 13161

AktG §§ 130, 245, 23 Abs. 5 
Notarielle Niederschrift der Hauptversammlung einer
AG unter Beteiligung mehrerer Notare; Protokollierung
von Widersprüchen durch Hilfsperson des Notars
Fax-Abruf-Nr.: 13162

BeurkG § 17 Abs. 1; BNotO § 19 Abs. 1; Erbbau-
VO §§ 5, 6 Abs. 1
„Gespaltene“ Eigentümerzustimmung nur zur
Veräußerung, nicht zur Belastung des Erbbau-
rechtes zur Kaufpreisfinanzierung

a) Der Notar ist verpflichtet, die Erwerber eines Erb-
baurechts darauf hinzuweisen, dass der Grundstücks-
eigentümer seine Zustimmung zur Veräußerung des
Erbbaurechts erteilen, jedoch zur Belastung verweigern
kann, wenn die Zustimmungsbedürftigkeit dieser Ver-
fügungen Inhalt des Erbbaurechts ist (§ 5 ErbbauVO)
und der Notar, z.B. aufgrund einer in dem Kaufvertrag
enthaltenen Belastungsvollmacht, damit rechnen muss,
dass die Erwerber das Recht zur Finanzierung des
Kaufpreises belasten wollen.

b) Der Notar ist in derartigen Fallgestaltungen weiter
verpflichtet, die Erwerber über die Gefahren einer „ge-
spaltenen“ Eigentümerzustimmmung zu belehren und
ihnen Möglichkeiten, diesen entgegenzuwirken, aufzu-
zeigen.

BGH, Urt. v. 2.6.2005 – III ZR 306/04
Kz.: L I 5 – § 5 ErbbauVO
Fax-Abruf-Nr.: 10535

Problem
Als Inhalt eines Erbbaurechts war ein Zustimmungserfor-
dernis sowohl zur Veräußerung (§ 5 Abs. 1 ErbbauVO) wie
zur Belastung des Erbbaurechts vereinbart (§ 5 Abs. 2 Erb-
bauVO). Bei einer Veräußerung des Erbbaurechts wollte
der Erwerber eine Finanzierungsgrundschuld aufnehmen.
Die Grundstückseigentümer erteilten die Zustimmung zur
Veräußerung, nicht aber zur Belastung mit der Finanzie-
rungsgrundschuld. Der Erwerber konnte deshalb nicht fi-
nanzieren und wurde vom Verkäufer auf Schadensersatz in
Anspruch genommen. Der Erwerber wollte den Notar aus
Amtshaftung in Regress nehmen. 

Entscheidung
Der BGH bejahte eine Amtspflichtsverletzung. Der Grund-
stückseigentümer konnte eine „gespaltene“ Zustimmung
zur Veräußerung erklären, gleichzeitig aber die Belastungs-
zustimmung verweigern. Damit ging der Käufer ein ähnli-
ches Risiko wie bei einer ungesicherten Vorleistung ein.
Dies hätte der Notar erkennen müssen (auch wenn es in der
Literatur seinerzeit noch nicht so deutlich behandelt war)
und den Käufer entsprechend belehren müssen. 

WEG § 27 Abs. 2 Nr. 5; BGB § 273 Abs. 1
Heizungssperre bei anhaltendem Zahlungs-
rückstand eines Wohnungseigentümers

Der bestandskräftige Beschluss der Wohnungseigentü-
mer, einzelne Mitglieder der Gemeinschaft allgemein
zur Geltendmachung von Forderungen der Gemein-
schaft zu ermächtigen, ist wirksam.

Der nachhaltige Zahlungsrückstand des Mitglieds einer
nicht rechtsfähigen Gemeinschaft berechtigt deren Mit-
glieder zur Verhängung einer Versorgungssperre.

BGH, Urt. v. 10.6.2005 – V ZR 235/04
Kz.: L I 4 – § 27 Abs. 2 Nr. 5 WEG
Fax-Abruf-Nr.: 10536

Problem
Erbbauberechtigte einer Reihenhaussiedlung wurden über
gemeinschaftliche Anlagen mit Heizwärme und Warmwas-
ser versorgt. Zur Verwaltung der gemeinschaftlichen Ver-
sorgung und der gemeinschaftlichen Einrichtung vereinbar-
ten sie eine "Gemeinschaftsordnung" unter Anwendung der
Regeln des Wohnungseigentumsrechts.

Nachdem ein Erbbauberechtigter mit seinem „Hausgeld“
für mehr als sechs Monate im Rückstand war, beschlossen
die Erbbauberechtigten, einzelne Mitglieder der Gemein-
schaft zur Geltendmachung der Forderung zu ermächtigen.
Außerdem wollten sie die Heizwärmeversorgung des be-
treffenden Hauses abklemmen.

Entscheidung
Der BGH bestätigte zum einen, dass Wohnungseigentümer
durch Mehrheitsbeschluss einen Dritten, insbesondere ei-
nen einzelnen Wohnungseigentümer (bzw. hier einen Erb-
bauberechtigten), zur Geltendmachung gemeinschaftlicher
Ansprüche ermächtigen können. Der BGH hielt auch die
Heizungssperre für zulässig, wenn ein erheblicher Rück-
stand mit dem Hausgeld (d. h. von mehr als sechs Monaten)
bestand, soweit die Sperre zuvor angedroht (oder wie hier
geklagt) wurde. 

BGB § 2287 Abs. 1
Beeinträchtigungsabsicht gegenüber Vertrags-
erben durch lebzeitige Schenkung auch bei Ab-
sicht des Erblassers, seine Abkömmlinge durch
die Schenkung gleich zu behandeln

Die Absicht des Erblassers, durch lebzeitige Verfügung
für eine Gleichbehandlung seiner Abkömmlinge zu sor-
gen, begründet noch kein im Rahmen von § 2287 BGB
beachtliches lebzeitiges Eigeninteresse.

BGH, Urt. v. 29.6.2005 – IV ZR 56/04
Kz.: L I 1 – § 2287 BGB
Fax-Abruf-Nr.: 10537

Problem
Ehegatten hatten sich in einem Erbvertrag gegenseitig als
Alleinerben eingesetzt. Der Ehemann gab einem seiner bei-
den Söhne kurz vor seinem Tod 40.000.– DM – nach Anga-
be des Sohnes als Ausgleich für Vorteile, die sein lang im
Elternhaus wohnender Bruder erhalten habe. Die Ehefrau 

Rechtsprechung
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verlangte als Alleinerbin Herausgabe der 40.000.– DM von
ihrem Sohn, da es sich um eine sie als Vertragserbin beein-
trächtigende Schenkung gehandelt habe (§ 2287 BGB). 

Entscheidung
Eine Beeinträchtigungsabsicht und damit eine zur Heraus-
gabe nach Bereicherungrecht verpflichtende beeinträchti-
gende Schenkung liegt bereits dann vor, wenn der Erblasser
kein lebzeitiges Eigeninteresse an der Schenkung hatte.
Ein solches Eigeninteresse wäre etwa zu bejahen, wenn der
Erblasser hofft, durch eine lebzeitige Schenkung den Be-
schenkten zur Zuwendung und Betreuung in seinem eige-
nen Alter zu binden (BGH NJW 1992, 2630) oder wenn der
Erblasser mit dem Geschenk eine sittliche Verpflichtung er-
füllt (BGHZ 66, 8, 16; BGH NJW 2000, 3488). Eine
Gleichstellung seiner Söhne sah der BGH jedoch nicht als
sittliche Verpflichtung an; die Erbfolge nach dem Letztver-
sterbenden war im Erbvertrag nicht geregelt; daher hätte die
Mutter einen Ausgleich in ihrem Testament vornehmen
können. 

Schließlich muss die Zuwendung auch ohne ein lebzeitiges
Eigeninteresse des Erblassers nicht in jedem Fall miss-
bräuchlich sein, etwa wenn der Erblasser eine Schenkung in
dem Bestreben vornimmt, dadurch gerade den Vorteil des
Vertragserben wahrzunehmen und dessen Versorgung 
sicherzustellen; dafür war hier aber nichts ersichtlich. 

GmbHG §§ 67, 39; HRV § 62 Nr. 4a
Angabe der abstrakten Vertretungsbefugnis
auch bei Anmeldung eines alleinigen Liquida-
tors erforderlich (anders OLG Hamm, DNotI-Re-
port 2005, 110)

Auch für den alleinigen Liquidator einer GmbH ist eine
allgemeine Vertretungsregelung in das Handelsregister
einzutragen. (Leitsatz der DNotI-Redaktion)

OLG Dresden, Beschl. v. 4.5.2005 – 3 W 0480/04
Kz.: L V 2 – § 67 GmbHG
Fax-Abruf-Nr.: 10538

Problem
Für eine GmbH wurde ein Liquidator bestellt. Aufgrund des
Gesellschafterbeschlusses vertrat er die Gesellschaft allein
und wurde von den Beschränkungen des § 181 BGB be-
freit. Bei der Handelsregisteranmeldung wurde lediglich
die konkrete Vertretungsbefugnis des Liquidators angemel-
det, nicht aber die abstrakte Vertretungsbefugnis. 

Entscheidung
Das OLG Dresden hält auch in diesem Fall die Anmeldung
der allgemeinen Vertretungsregelung für erforderlich. Es
stützt dies darauf, dass § 62 Nr. 4a HRV seit seiner Ände-
rung durch die Verordnung zur Erleichterung der Register-
automation vom 11.12.2001 (BGBl. 2001 I, S. 3688) auch
für Liquidatoren einer GmbH die Eintragung einer allge-
meinen Vertretungsregelung in das Handelsregister vor-
schreibe. 

Das OLG Dresden wich damit von einem Beschluss des
OLG Hamm ab (OLGZ 1988, 53 = DNotZ 1988, 330). Das
OLG Dresden sah jedoch infolge der zwischenzeitlichen
Gesetzesänderung keine Notwendigkeit einer Divergenz-
vorlage an den BGH. Nach der Entscheidung des OLG

Dresden bekräftigte das OLG Hamm seine Rechtsansicht
zwischenzeitlich aber auch zur neuen Rechtslage (DNotI-
Report 2005, 110) – allerdings offenbar ohne die zwischen-
zeitliche Entscheidung des OLG Dresden zu kennen;
ansonsten hätte eine Divergenzvorlage an den BGH erfol-
gen müssen. 

P. Dauner-Lieb/T. Heidel/G. Ring, AnwaltKommentar
BGB, Bd. 2 – Schuldrecht, Deutscher Anwaltverlag,
Bonn 2005, 2 Teilbände, zusammen 4366 Seiten, 298.- €

Mit den beiden Teilbänden zum Schuldrecht (die die bereits
2002 erschienene Kommentierung der Schuldrechtsreform
ersetzen) ist der AnwaltKommentar BGB nunmehr voll-
ständig. Von den die Notare besonders interessierenden
Teilen wurde § 311b BGB vom Mitherausgeber Ring kom-
mentiert, das Kaufrecht von Büdenbender (mit Anhängen
zur Mängelhaftung beim Immobilienkauf von Thau sowie
zum Unternehmenskauf von Büdenbender und Oltmanns),
das Werkvertragsrecht von Raab, die Notarhaftung (als An-
hang zu §§ 611 – 630 BGB) durch v. Stein, das Recht der
GbR durch Heidel/Pade. 

Entsprechend dem eigenen Anspruch, „aktuelle, wissen-
schaftlich fundierte, aber leicht lesbare Informationen für
die Praktiker“ zu geben, enthalten die einzelnen Kommen-
tierungen am Ende in der Regel „weitere praktische Hin-
weise“, insbesondere zur Darlegungs- und Beweislast. Au-
ßerdem finden sich etwa 20 Anhänge mit monographischen
Ausführungen zu besonders praxisrelevanten Themen, in
denen sich z. T. auch Ausführungen zur Vertragsgestaltung
finden. 

Notar a. D. Christian Hertel

J. Bettendorf, Elektronische Dokumente und Formqualität,
RNotZ 2005, 277

M. Echternach, Die GmbH-Anteilsübertragung – Ein Frage-
bogen zur Vertragsbesprechung, ZNotP 2005, 259

R. Fischer, EU-Agrarreform 2003: Betriebsprämienregelung
in der Paxis, MittBayNot 2005, 273

B. Früchtl, Societas Europeae (SE) – erste Einblicke in die
deutsche Europa-AG, NotBZ 2005, 244

K. Grage, Ausgewählte Aspekte der Verwaltungstreuhand an
Geschäftsanteilen, RNotZ 2005, 251

C. Kesseler, Belehrungspflicht bei Verträgen ohne vertragliche
Vorleistungen, ZNotP 2005, 251

K. Lerch, Zur Neubestellung von Anwaltsnotaren, ZNotP
2005, 262

W. Litzenburger, Verbietet das Berufsrecht dem Notar die
Vertretung im Erbscheinsverfahren?, NotBZ 2005, 239

A. Reul, Zwangsvollstreckung bei Wertsicherungsklausel in
notariellen Urkunden, MittBayNot 2005, 265

J. Tersteegen, Die Bautenstandsmitteilung in der Praxis des
Bauträgervertrages, NotBZ 2005, 233

W. Tiedtke, Nochmals: Kostenrechtliche Probleme bei Grund-
schuldbestellungen, ZNotP 2005, 253

M. Volmer, Bemerkungen zur Wirksamkeitskontrolle von
Eheverträgen, ZNotP 2005, 242

Literaturhinweise
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Kolloquium des Instituts für Notarrecht der Humboldt-Universität zu Berlin
„Aktuelle Fragen der Gesellschaft bürgerlichen Rechts“

7. Oktober 2005
15.00 bis 18.45 Uhr, 

Kinosaal der Humboldt-Universität zu Berlin, 
Hauptgebäude, Unter den Linden 6, 10117 Berlin 

Das Kolloquium soll die praktischen und rechtspolitischen Folgen der neueren Rechtsprechung zur GbR behandeln
und diskutieren: 

1. Notar a. D. Christian Hertel, Würzburg: Grundbuchfähigkeit und Registerfähigkeit der GbR 
2. Rechtsanwalt und Notar Klaus Mock, Berlin: Die Handhabung der notleidenden Immobilien-GbR nach Nichtig-

keit der Vollmachten auf den Geschäftsbesorger 
3. Prof. Dr. Harm Peter Westermann, Tübingen: Rechtspolitischer Ausblick

Im Hinblick auf die spätere Praxiserfahrung richtet sich diese Veranstaltung auch an interessierte Studenten/innen der
höheren Fachsemester und Referendare/innen. Für Referendare/innen und Studenten/innen sowie für Mitglieder des
Förderkreises des Instituts für Notarrecht ist die Teilnahme kostenlos.

Für die übrigen Teilnehmer/innen beträgt die Teilnahmegebühr 50.- Euro (inklusive Getränke und kleiner Verkösti-
gung).

Anmeldungen sowie nähere Informationen unter: www.rewi.hu-berlin.de/jura/inst/ifn/. 
Anmeldeschluss ist der 28.09.2005. Anfragen sind zu richten an das 

Institut für Notarrecht der Humboldt-Universität zu Berlin
Unter den Linden 6

10099 Berlin
Telefon: 030/2093-3439 oder -3633

Telefax: 030/2093-3560
E-Mail: notarinstitut@rewi.hu-berlin.de
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